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Alfred schreckt schweissgebadet aus ei-
nem Traum, durch den sein Vater geistert,
und reisst nach Luft ringend das Fenster
auf. Schnitt. Ein Lebensmittelhersteller
verspricht Unbeschwertheit. Dazu braucht
es nur «Apetina», einen dem Feta nach-
empfundenen Käse. Rubbel-Los, ultimati-
ves Lip Finity und der Kredit von der Spar-
kasse verheissen schnellen Erfolg. Schnitt.
Mademoiselle de Kinski spielt für Alfred auf
dem Klavier. Der wiederum gesteht ihr sei-
ne länger schon gehegten Gefühle der Lie-
be. - Alfred, das war Alfred Nobel im gleich-
namigen Spielfilm unter der Regie von Vil-
got Sjöman. Kaum hatte sich das Publikum
so richtig in die innere Zerrissenheit des
Protagonisten eingelebt, sah es sich mit der
real existierenden Welt des Konsums kon-
frontiert. Noch zwei Mal wurde der Film
durch gut fünfminütige Werbeblöcke unter-
brochen, als er im Juni 2002 an einem
Samstagabend zur Hauptsendezeit auf dem
schwedischen Privatsender TV 4 lief.

Eine Änderung der Werbebestimmungen
des Radio- und Fernsehgesetzes, welche am
1. April 2002 in Kraft getreten war, machte
dies möglich. Zwar blieben die beiden über
Gebühren - und in engem Rahmen über
Sponsoring - finanzierten öffentlichrechtli-
chen Fernsehkanäle weiterhin werbefrei.
Doch war es fürderhin auch in Schweden
domizilierten privaten Veranstaltern wie
TV 4 erlaubt, in sich geschlossene Program-
me mit Werbung zu unterbrechen, wie es
seine von Grossbritannien aus sendenden
Hauptkonkurrenten TV 3 und TV 5 schon
längst taten. Dies allerdings nur unter den
Voraussetzungen von § 7a des 7. Kapitels
des Radio- und Fernsehgesetzes, wonach
die Unterbrechungen Rücksicht auf natürli-
che Pausen, die Länge und den Charakter
des Sendebeitrages nehmen müssen und
weder den Wert oder die Integrität eines
Programms noch irgendwelche Interessen
von Rechtsinhabern verletzen dürfen.

Keine Programmrechtsverletzung...

Der Regisseur Vilgot Sjöman zeigte sich er-
bost, sprach von Verstümmelung seines
Werks durch die Unterbrecherwerbung.
Genau so aufgebracht war Claes Eriksson,
als sein Spielfilm «Der Hai, der zuviel wus-
ste» kurze Zeit nach «Alfred» über TV 4
flimmerte, unterbrochen durch zwei Wer-
beblöcke. Dadurch habe sein Film eine un-
zulässige Änderung erfahren, welche umso
gravierender sei, als diese seinem Werk in-
haltlich diametral zuwider laufe. Schliess-
lich ironisierte der Film die Jagd nach dem
schnellen Geld und die zügellose Konsum-
sucht in den vergangenen achtziger Jahren.
Aus diesen Gründen gelangten die beiden
Regisseure mit einer Beschwerde an die Pro-
grammaufsicht über Radio und Fernsehen
(Granskningsnämnden för radio och TV).

Mit vier gegen drei Stimmen befand die
Aufsichtsbehörde, die Werbespots seien auf
eine Art und Weise platziert worden, wel-
che die Spielfilme unter programmrechtli-
chen Gesichtspunkten keiner Beeinträchti-
gung ausgesetzt hätten. Auch sei keine Ver-
letzung des Urheberpersönlichkeitsrechts
der beiden Regisseure auszumachen. An-
ders die drei Mitglieder der Aufsichtsbehör-
de, welche den Minderheitenstandpunkt
vertraten: sie werteten die Werbeblöcke so-
wohl als Verletzung der Werkintegrität als
auch der Persönlichkeitsrechte der Urheber
(Entscheid SB 566/02).

Dieser mit der knappest möglichen Mehr-
heit gefasste Entscheid rief nicht nur zahl-
reiche Filmschaffende wie Ingmar Berg-
man, Lukas Moodysson oder Lisa Ohlin mit
einem offenen Brief auf den Plan, sondern
auch den Dachverband der künstlerischen
und schreibenden Berufsausübenden KLYS
(Konstnärliga och litterära yrkesutövares
samarbetsnämnd). Für sie stellt jede Unter-
brechung eines Films einen unerlaubten

Résumé: Malgré l'absence
de toute violation des dis-
positions régissant la
publicité contenues dans
la loi sur la radio et la
télévision, deux régisseurs
de films suédois ont obte-
nu, à l'occasion d'un pro-
cès pilote, un jugement
qui protège leur droit
moral d'auteur. Le
Tribunal a été d'avis
qu'un bloc de publicité
interruptif a porté attein-
te à l'intégrité artistique
de l'œuvre ainsi qu'aux
relations personnelles
liant les auteurs à leur
film. Le verdict n'est pas
général mais se base sur
les circonstances
concrètes du cas particu-
lier. Le diffuseur concerné
a recouru, estimant que
les fondements de la déci-
sion font appel à des élé-
ments de nature qualitati-
ve, lesquels sont étrangers
au droit d'auteur. 
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Übergriff im Sinne des Urheberpersönlich-
keitsrechts dar - in Übereinstimmung mit
der Charta von Delphi aus dem Jahre 1987,
einer Erklärung von Filmregisseurinnen
und -regisseuren aus ganz Europa. Deshalb,
und weil die Prüfung von Urheberrechtsfra-
gen in die Kompetenz der ordentlichen Ge-
richte und nicht in jene der Aufsichts-
behörde fallen, erhielten Vilgot Sjöman und
Claes Eriksson bei dem von ihnen ange-
strengten Musterprozess ideelle wie finanzi-
elle Unterstützung von KLYS.

...aber Urheberrechtsverletzung

Die Klagen stützten sich auf § 3 Abs. 2 des
schwedischen Urheberrechtsgesetzes, dem-
zufolge die Änderung eines geschützten
Werks unzulässig ist, wenn dadurch das
künstlerische Ansehen oder die Eigenart des
Urhebers oder der Urheberin verletzt wer-
den. Ausserdem darf das Werk nicht in ei-
ner Form oder in einem Zusammenhang
allgemein zugänglich gemacht werden, die
in der erwähnten Weise für den Urheber
oder die Urheberin verletzend sind. Für die
Beurteilung, ob solch eine unerlaubte Ein-
griffshandlung vorliegt oder nicht, gelten
in Schweden - im Hinblick auf den aus-
schliesslichen Charakter der zur Diskussion
stehenden Rechte und im Einklang mit
dem Entstellungsschutz von Art. 6bis Abs. 1
der revidierten Berner Übereinkunft - die üb-
lichen, international anerkannten Kriteri-
en. Es ist auf die Auffassung der Urheberin
abzustellen, ob die Änderung ihres Werks
ihrem Ruf als Künstlerin, und nicht dem als
Mitglied der Gesellschaft, schadet. Ebenso
ist die Ansicht des Urhebers ausschlagge-
bend, ob seine Gefühle gegenüber dem von
ihm geschaffenen Werk durch eine Ände-
rung verletzt worden sind, ob es sich also
um einen widerrechtlichen Eingriff in sein
persönliches Verhältnis zum Werk, in seine
Identität und damit auch in seine Eigenart
stattgefunden hat. Soweit als tunlich sind
aber objektive Massstäbe anzulegen, unter
denen laut Gesetzesmaterialien auch selbst-
verständlich ist, dass der Urheber - wird
sein Werk im Original wiedergegeben - ein
berechtigtes Interesse daran hat, dass dies
so werksgetreu wie möglich geschieht (SOU
1956:25, S. 123, prop. 1960:17, S. 71).

Das Stockholmer Bezirksgericht folgte der
Argumentation der Rechtsvertreterin und
des Rechtsvertreters der beiden Regisseure

und befand, dass die Unterbrecherwerbung
eine Änderung derer Werke bedeutete, wel-
che die künstlerische Eigenart der Urheber
beeinträchtigte. Dies nicht generell, wie
sich aus der Begründung des am 20. De-
zember 2004 veröffentlichten Urteils des
Stockholmer Bezirkgerichts ergibt, sondern
mit Bezug auf die konkreten Umstände.
Vilgot Sjöman verwandte in seinem Film
über Alfred Nobel grösste Sorgfalt auf die
Gestaltung der Milieus und der Atmosphä-
re des 19. Jahrhunderts. Diese wurde durch
die Werbeunterbrechungen gestört und ge-
brochen. Claes Erikssons Satire über die
Börsenhysterie der vergangenen achtziger
Jahre war auch nach Auffassung des Ge-
richts nicht mit den Botschaften der Un-
terbrecherwerbung vereinbar.

Keine Rolle spielte, dass die beiden Regis-
seure ihre Rechte Filmgesellschaften abge-
treten hatten, welche ihrerseits mit TV 4
Verträge über die Ausstrahlung der Werke
abschlossen. Zum einen sind Urheberper-
sönlichkeitsrechte nicht übertragbar, son-
dern nur verzichtbar, zum andern hielt das
Gericht in der Urteilsbegründung fest: «TV
4 konnte betreffend der geltend gemachten
Einstellung zur Unterbrecherwerbung kei-
neswegs unkundig gewesen sein», weshalb
der Fernsehveranstalter die beiden Regis-
seure vorgängig um Erlaubnis hätte fragen
müssen.

Unter anderem weil das Urteil gegen die
Stimme des Vorsitzenden gefällt wurde,
hat sich TV 4 entschieden, dieses an die
nächst höhere Instanz weiter zu ziehen.
Denn würde das Urteil so bestehen bleiben,
müssten die Gerichte künftig Qualitätsbe-
urteilungen sämtlicher Werbeunterbre-
chungen vornehmen, meinte der Informa-
tionsveranwortliche von TV 4. Ein Gedan-
ke, welcher dem Urheberrecht fremd ist.
Wie auch immer der Rechtsstreit letztlich
ausgeht: KLYS macht sich in Brüssel im
Rahmen der Überarbeitung der EU-Richtli-
nie «Fernsehen ohne Grenzen» für eine ur-
heberfreundlichere Regelung der Unterbre-
cherwerbung stark. Ob sich dieses Anliegen
mit der sich abzeichnenden Liberalisierung
der zeitlichen Beschränkung der Unterbre-
cherwerbung verträgt, steht in den Ster-
nen. Bis ein politischer Entscheid gefallen
ist, hat die Technik das Problem wohl
längst verlagert. Sie macht es immer einfa-
cher, die Werbeblöcke zu umgehen. �

Zusammenfassung: Zwar
lag kein Verstoss gegen
die Werbebestimmungen
des Radio- und Fernsehge-
setzes vor, doch erwirkten
zwei schwedische Filmre-
gisseure in einem Pilotpro-
zess ein erstinstanzliches
Urteil, welches ihr Urhe-
berpersönlichkeitsrecht
schützte. Das Gericht
befand, dass die Unterbre-
cherwerbung die künstleri-
sche Eigenart, die persön-
liche Beziehung zu ihrem
Filmwerk beeinträchtigt
hatte. Das Verdikt ist kein
generelles, sondern stellt
auf konkrete Umstände im
Einzelfall ab. Der betroffe-
ne Fernsehveranstalter
zieht den Entscheid
weiter, weil dessen
Begründung qualitative
Überlegungen enthalte,
welche dem Urheberrecht
fremd sind.
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L'adaptation du droit à l'évolution des
techniques explique pour une part, dans le
domaine dit désormais de la «communica-
tion au public par voie électronique», les
modifications législatives et réglemen-
taires incessantes et les divers apports ju-
risprudentiels constitutifs d'un droit fran-
çais particulièrement instable et incertain.
Pour n'être pas nouvelle, il s'agit assuré-
ment là de sa principale et bien regrettable
caractéristique. 

A quelques jours d'intervalle, étaient pro-
mulguées les lois du 21 juin 2004 «pour la
confiance dans l'économie numérique» et
du 9 juillet 2004 «relative aux communi-
cations électroniques et aux services de
communication audiovisuelle». 

Certaines des dispositions nouvelles ap-
portent des modifications à la loi du 30
septembre 1986 «relative à la liberté de
communication» (que l'on considérait
comme étant la communication «audiovi-
suelle») mais aussi à d'autres textes, codi-
fiés (Code de la consommation, Code gé-
néral des impôts, Code général des collec-
tivités territoriales) ou non, tandis que
quelques autres ne sont rattachées à aucun
texte préexistant. Tout cela ne contribue
pas à faciliter l'accès au droit, pour des rai-
sons de dispersion matérielle, et, bien plus
fondamentalement, nuit à son unité et à sa
cohérence intellectuelle.

Les deux textes s'efforcent de définir les
termes et ainsi leur objet ou champ d'appli-
cation. La dénomination ancienne de «té-
lécommunication» est désormais rempla-
cée par l'expression de «communications
électroniques». Les mots de «communica-
tion au public par voie électronique» pren-
nent la place de l'appellation antérieure de
«communication audiovisuelle». Celle-ci
ne disparaît cependant pas complètement.

Il est posé qu'elle désigne désormais, de fa-
çon à peine différente ou plus restrictive
que par le passé, «toute communication au
public de services de radio ou de télévi-
sion». Eux-mêmes font l'objet d'une défini-
tion et se caractérisent par le fait que leurs
programmes sont constitués d'une «suite
ordonnée d'émissions». Les techniques et
leurs usages ne sont pas simples, mais le
droit ne contribue pas non plus à cette né-
cessaire clarification. La «communication
au public en ligne» est l'objet de disposi-
tions de la loi du 21 juin 2004 qui ne sont,
en l'état, pas appelées à être intégrées dans
un quelconque corps de textes et que l'on
aura, dès lors, sans doute quelques difficul-
tés à retrouver…

Est notamment ainsi réglée la question de
la responsabilité des «prestataires tech-
niques» (fournisseurs d'accès et fournis-
seurs d'hébergement)… mais en des termes
à peine différents de ceux qui avaient été
introduits, par la loi du 1er août 2000, dans
celle du 30 septembre 1986, d'où elles se
trouvent maintenant extraites! Ces per-
sonnes ne peuvent voir leur responsabilité
engagée «si elles n'avaient pas effective-
ment connaissance de l'activité ou de l'in-
formation illicites ou si, dès le moment où
elles en ont eu connaissance, elles ont agi
promptement pour retirer ces informa-
tions ou en rendre l'accès impossible».

Droit de réponse pour Internet

Par des dispositions très largement inspi-
rées de celles de l'article 13 de la loi du 29
juillet 1881, applicables à la presse pério-
dique écrite, la même loi du 21 juin 2004
introduit un droit de réponse au profit de
«toute personne nommée ou désignée
dans un service de communication au pu-
blic en ligne». En l'absence de texte spéci-
fique mentionnant expressément cette

Zusammenfassung: Die
elektronisch vermittelte
Werbung, das Gegendar-
stellungsrecht im Internet,
die Haftung der Access-
und Hosting-Provider: ein
paar Themen von zwei
neuen Gesetzen, das eine
«für das Vertrauen in die
digitale Wirtschaft» und
das andere «betreffend
die elektronische Kommu-
nikation und Dienste der
audiovisuellen Kommuni-
kation». Diese beiden
Gesetze belegen eine
gewisse Unbeständigkeit
im französischen Kommu-
nikationsrecht. Die
Gesetze sind zu detailliert
und man hat es unterlas-
sen, nur die Leitlinien zu
definieren, um so dem
Wandel im Bereich der
Technik und des Gebrau-
ches Rechnung zu tragen.
Hinzuweisen ist auch
noch auf die Bedenken
des CSA, die Ausstrahlung
von hasserfüllten und
rassistischen Inhalten
durch die arabischen
Rundfunkkanäle nicht
zuzulassen.

France: un droit instable et plein
d'incertitudes
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Résumé: La publicité par
voie électronique, le droit
de réponse sur Internet, la
responsabilité des fournis-
seurs d'accès et d'héber-
gement: ce sont là
quelques sujets réglés par
deux nouvelles lois, celle
«pour la confiance dans
l'économie numérique» et
celle «relative aux com-
munications électroniques
et aux services de commu-
nication audiovisuelle».
Ces deux textes confir-
ment la grande instabilité
qui caractérise le droit
français de la communi-
cation. Au lieu de fixer les
grands principes et de
permettre ainsi une adap-
tation aisée aux change-
ments de la technique et
des usages, les lois sont
trop détaillées. A noter
encore le souci du CSA de
ne pas admettre la diffu-
sion de contenus haineux
et racistes par les chaînes
arabes.

technique, on considérait, jusqu'ici, qu'un
tel droit n'y était pas ouvert. La demande
d'exercice de ce droit doit être «présentée,
au plus tard, dans un délai de trois mois à
compter de la mise à la disposition du pu-
blic du message justifiant la demande». Le
directeur de la publication est tenu d'insé-
rer de telles réponses «dans les trois jours
de leur réception».

Cette même loi de juin 2004 comporte un
certain nombre de dispositions, appelées à
être intégrées dans le Code de la consom-
mation, concernant la «publicité par voie
électronique»: nécessaire identification des
messages publicitaires; et surtout, de façon
très originale ou particulière, consente-
ment préalable à recevoir de tels messages
et droit d'y mettre un terme.

La publicité fait également l'objet de
quelques dispositions nouvelles de la loi
du 9 juillet 2004 concernant la télévision:
identification de la nature du message et
de «la personne pour le compte de laquel-
le elle est réalisée», insertion de messages
publicitaires dans les «décrochages locaux»
des télévisions nationales privées…

L'essentiel des éléments récemment intro-
duits dans la loi du 30 septembre 1986
concerne les seuils de concentration et les
garanties du pluralisme dans le secteur de
la télévision. Par l'assouplissement de cer-
taines des dispositions (participation au
capital, nombre d'autorisations dont une
même personne peut être titulaire, plafond
de population desservie), le régime s'en
trouve affaibli!

Au nom du droit du public à l'information,
la loi du 16 juillet 1984 «relative à l'orga-
nisation et à la promotion des activités
physiques et sportives» prévoyait déjà des
restrictions à l'exclusivité des droits de re-
transmission - parfois très chèrement ac-
quis! - d'une compétition sportive par une
chaîne de télévision. Dans le respect du
principe posé par l'article 3 bis de la Direc-
tive européenne «télévision sans fron-
tières», l'article 20-2 de la loi du 30 sep-
tembre 1986 pose que «les événements
d'importance majeure ne peuvent être re-
transmis en exclusivité d'une manière qui
aboutit à priver une partie importante du
public de la possibilité de les suivre». Il
renvoie à un décret le soin de fixer la liste

desdits événements. Cela a été fait par un
décret du 22 décembre 2004 qui ne retient,
à ce titre, que des compétitions sportives…
dont, si on n'est pas passionné par cela, on
pourrait bien contester qu'elles constituent
des «événements d'importance majeure»,
et surtout à l'exclusion de tout autre!

Le CSA s'intéresse aux chaînes arabes

On retiendra encore les mesures ordonnées
pour tenter d'empêcher la diffusion, en
France, de la chaîne de télévision libanaise
Al Manar à laquelle étaient reprochés des
programmes «contenant une incitation à la
haine ou à la violence pour des raisons de
religion ou de nationalité». Reçue sur le ter-
ritoire national, ladite chaîne relève du
droit français. L'efficacité plus qu'incertai-
ne des décisions susceptibles d'être prises
contre elle, dont l'exécution à l'étranger est
loin d'être assurée, a pourtant fait que c'est
à la société Eutelsat, qui en assure le relais
à destination de la France, qu'une injonc-
tion de «faire cesser la diffusion sur ses sa-
tellites des services de télévision d'Al Ma-
nar» a été adressée. 

Par une première décision, du 20 août
2004, il avait été posé que, à défaut de pré-
sentation par Al Mana, d'un dossier de
convention avec le Conseil supérieur de
l'audiovisuel (CSA), Eutelsat devrait cesser
d'en assurer la diffusion. Bien qu'Al Manar
ait, dans les délais prescrits, déposé un tel
dossier et passé une convention avec le
CSA, c'est la société Eutelsat qui est visée
par l'ordonnance de référé rendue le 13 dé-
cembre 2002. Le système satellitaire d'Eu-
telsat n'est pas le seul moyen par lequel la
réception d'Al Manar est possible en Fran-
ce. Les effets de la mesure apparaîtront
donc limités…

L'actualité du droit de l'audiovisuel français
en démontre, tout à la fois, la très grande
instabilité, liée à la volonté, par des disposi-
tions législatives trop détaillées, de s'adap-
ter à l'évolution des techniques et de leurs
usages, au lieu d'énoncer des principes es-
sentiels par lesquels une telle adaptation se
ferait plus facilement, et les limites au re-
gard d'une telle réalité et à la dimension in-
ternationale ou «sans frontières», de plus en
plus marquée, d'une communication au-
diovisuelle qu'on ne pourra prétendre régir
par le seul droit national. �



DVB-T -  Abkürzung für «Digital Video Bro-
adcasting -Terrestrial» - ist seit rund drei
Jahren ein zentraler Punkt der medienpoli-
tischen Diskussion in Deutschland.  Von ei-
nigen hoch gelobt als ein eigenständiger
zusätzlicher Weg zur Verbreitung von Fern-
sehprogrammen, kostengünstig für den Ver-
braucher, nicht Standort gebunden und da-
her auch gern «Überallfernsehen» genannt,
wird es von anderen als staatlich subventio-
nierte Wettbewerbsverzerrung bezeichnet,
als eine technologische Sackgasse und im
Übrigen auch noch ein Weg, der nicht zu
mehr Vielfalt im Fernsehen führe, sondern
im Gegenteil die Konzentration fördere. 

Der erste Umstieg  von analoger terrestri-
scher auf digitale terrestrische Übertragung
erfolgte vor gut zwei Jahren - am 1. No-
vember 2002 - in Berlin-Brandenburg.
Knapp ein  Jahr später - am 4. August 2003
- wurde die analoge Ausstrahlung im Bal-
lungsraum Berlin-Potsdam komplett been-
det. Im Jahre 2004 sind viele andere Regio-
nen dem Berliner Beispiel gefolgt und ha-
ben DVB-T eingeführt. Man sagt, Ende
2004 könnten knapp 40 Millionen Men-
schen DVB-T technisch empfangen, wenn
sie die entsprechende Antenne und die so
genannte Settop-Box haben.

Probleme von DVB-T

DVB-T ist sehr teuer für die Sender. Die Ko-
sten pro Haushalt - und das ist die einzige
vernünftige Kalkulationsgrösse für Fernseh-
sender - liegen  bei terrestrischer Übertra-
gung  5 - 10 mal (!) so hoch wie beim Ka-
bel. Terrestrische Übertragung ist daher
wirtschaftlich für die Sender zunehmend
uninteressant. Zudem ist DVB-T praktisch
nur ein Übertragungsweg für Ballungsräu-
me. Von einer flächendeckenden Versor-
gung kann nicht gesprochen werden,
wenn nicht einmal die Hälfte aller Einwoh-

ner überhaupt die Chance haben, sich für
DVB-T zu entscheiden. Schliesslich hat DVB-
T hat nur ein begrenztes Angebot von Pro-
grammen. Pro Multiplex können vier Pro-
gramme verbreitet werden. Aufgrund der be-
grenzten Zahl von Frequenzen gibt es nur 6
bis maximal 8 Multiplexe, also 24 bis höch-
stens 32 Programme. Derzeit strebt man
überall 24 Programme an. Das Kabel ermög-
licht digital ebenso wie der Satellit weit über
100 Programme und die Zahl kann technisch
deutlich steigen, ja vervielfacht werden. 

Erhöht DVB-T die Vielfalt oder er-
reicht es das Gegenteil?

Auf den ersten Blick scheint die Frage er-
staunlich, denn jede zusätzliche Wahlmög-
lichkeit müsste doch die Vielfalt erhöhen.
Das gilt jedoch nur für den ersten Blick. Bei
näherer Betrachtung kann ein Ergebnis
eintreten, dass im Gegenteil konzentrati-
onsfördernd ist. Das hat mehrere Gründe:

1. Durch die begrenzten Kapazitäten haben
viele kleine Sender nur eine geringe Chan-
ce, einen DVB-T Kanal zu erhalten. Sie ha-
ben ausserdem ein grosses wirtschaftliches
Problem, das teure System DVB-T zu refi-
nanzieren. Schliesslich kommt hinzu, dass
die Medienanstalten - nicht zuletzt wegen
der hohen Kosten - die Frequenzen so aus-
schreiben, dass sich Veranstalter als «Bou-
quet» bewerben können. Das bedeutet ganz
praktisch, dass z.B. im grössten Bundesland
Nordrhein-Westfalen von drei Multiple-
xen, die für private Veranstalter ausge-
schrieben wurden, sich die RTL Gruppe
mit einem Bouquet ( RTL,RTL 2, VOX, Su-
per RTL) um einen Multiplex beworben hat
und die andere grosse Senderfamilie Pro-
SiebenSat1 als Bouquet um einen weiteren
Multiplex ( ProSieben, Sat 1, Kabel 1, N24).
Das interessante an einem «Bouquet» ist,
dass die Landesmedienanstalt es als ganzes
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Résumé: La télévision
numérique terrestre (TNT)
est un thème central de la
politique des médias en
Allemagne. Ses défenseurs
voient en elle une nouvelle
technique, économique,
de diffusion. Ses adver-
saires la voient tout au
contraire comme un mau-
vais investissement à effet
inhibiteur et qui, de sur-
croît, fausse la concurren-
ce par des aides étatiques
inadmissibles. Au final, ce
serait la concentration et
non la pluralité qui serait
encouragée. Sont problé-
matiques les frais très éle-
vés, la capacité limitée
ainsi que le fait que les
licences TNT soient liées à
un statut must-carry pour
une diffusion analogique
par câble. Cela représente
pour les plus petits diffu-
seurs une barrière supplé-
mentaire d'accès au mar-
ché et peut conduire à
une intensification de la
concentration pour les
deux grands groupes de
diffuseurs. La question des
aides d'Etat est examinée
actuellement par la
Commission de l'UE dans
le cadre d'une procédure
formelle. Il est toutefois
clair dès maintenant que
la TNT ne sera pas intro-
duite de manière générale
mais qu'elle se limitera
dans un premier temps
aux agglomérations.

DVB-T: Sackgasse oder neuer Weg
zu mehr Vielfalt im Fernsehen?
Paul Leo Giani
Rechtsanwalt, Ginsheim



nehmen oder ablehnen muss. Da eine Ab-
lehnung aus vielen Gründen faktisch aus-
geschlossen ist, bleibt als Konsequenz, dass
für sämtliche anderen - 19 (!) - privaten An-
bieter  nur noch 4 Kanäle verblieben. 

2. Wenn ein relevanter Teil der Zuschauer
auf DVB-T umsteigen würde - z.B. weil ih-
nen 24 Programme genug sind -  gingen sie
als Potential für alle Veranstalter verloren,
die nicht über DVB-T verbreitet werden und
das sind die meisten kleineren und konzer-
nunabhängigen Veranstalter. Da aber die
Reichweite eine elementare wirtschaftliche
Grundbedingung jedenfalls für das gesamte
werbefinanzierte Fernsehen ist ( sog. «Free
TV»), würden die Marktchancen vieler klei-
nerer Sender massiv beschnitten.

3. Es ist in einigen Bundesländern ein
«must carry-Status» für die Einspeisung in
das analoge Kabel für diejenigen, die eine
Zulassung für DVB-T haben, vorgeschrie-
ben. Alle Landesmediengesetze  haben im
Rahmen der Liberalisierung der Kabelbele-
gung Bestimmungen aufgenommen, dass
bestimmte Programme auf jeden Fall einge-
speist werden müssen («must carry»). Dazu
gehören in der Regel z.B.  die privaten Ver-
anstalter, die in dem betreffenden Land mit
normaler Antenne empfangen werden kön-
nen ( sog. «ortsüblicher Aufwand»). Nun
setzen manche Landesmedienanstalten
rechtlich die digitale terrestrische Verbrei-
tung mit der analogen gleich - weil beide
«terrestrisch»  sind. Bei Faktor «vier» für ei-
nen Multiplex vervierfacht sich schon da-
durch die Zahl der must-carry-Programme -
alle analogen Kabelplätze im  must-carry-Be-
reich  werden von den Inhabern der DVB-T
Lizenzen geblockt. Diejenigen Sender, die
bei DVB-T nicht zum Zuge gekommen sind,
werden also in der Verbreitung im analogen
Kabel nochmals benachteiligt.

DVB-T ist aus dem Blickwinkel des Verbrau-
chers  eine zusätzliche, kostengünstige
Wahlmöglichkeit. Aus der Sicht der Vielfalt
des Angebotes aber vermutlich eine Redu-
zierung, weil die Marktzugangschanchen für
kleinere Veranstalter durch massive Wettbe-
werbsverzerrungen beeinträchtigt werden.

Rechtmässige Subventionierung?

Die Europäische Kommission prüft seit Juli
2004 in einem offiziellen Verfahren, ob die fi-

nanzielle Förderung von privaten TV-Sendern
beim Umstieg vom analogen zum digitalen
terrestrischen Fernsehen zulässig ist oder ein
Verstoss gegen europäisches Recht als eine
möglicherweise unzulässige staatliche Beihilfe.
Die Bedenken richten sich  vor allem dagegen,
dass die Telekom-Tochter T-Systems durch die
staatliche Unterstützung einen Übertragungs-
weg ohne entsprechend hohe Gebühren an-
bieten kann, wie sie sonst zur Refinanzierung
der Investitionen erforderlich sind. Darin liegt
eine Wettbewerbsverzerrung zu Lasten von
Kabel- und Satellitenverbreitung.

Die Kabelnetzbetreiber fordern zur Finan-
zierung ihrer Investitionen neben den Sen-
dern auch von den Anschlussteilnehmern
Entgelte (die sehr schwanken - zwischen 10
und 25 EURO pro Monat). Da DVB-T aus
der Sicht des Kunden «umsonst» ist und le-
diglich den einmaligen Kauf einer Settop-
Box voraussetzt ( ca. 100 EURO), könnten
viele Kabelkunden umsteigen und dadurch
die Ertrags- und Investitionsfähigkeit der
Kabelunternehmen empfindlich treffen.
Und dies letztlich aufgrund einer staatli-
chen Heruntersubventionierung eines kon-
kurrierenden Vertriebsweges (DVB-T).

Wann eine Entscheidung fallen wird, steht
noch nicht fest. Sicher ist, dass es ganz er-
hebliche Auswirkungen für die Sender und
damit mittelbar für DVB-T hätte, falls die
EU-Kommission die Unterstützung als un-
zulässige staatliche Beihilfen ansehen sollte.

Ausblick

Für eine wirkliche Beurteilung, wie DVB-T
sich im deutschen Markt durchsetzt und
welche Probleme letztlich besonders gra-
vierend sind, ist es noch zu früh. Schon
jetzt kann man aber sagen, dass DVB-T be-
stenfalls eine Ergänzungsfunktion zu Kabel
und Satellit haben wird, besonders im Be-
reich von Zweitgeräten und portablen
Empfang. Ob DVB-T - wie die Befürworter
behaupten - tatsächlich einen Schub für die
unbestritten notwendige Digitalisierung
und den Ausbau der Netze bewirkt oder ob
nicht die Investoren der Kabelunterneh-
men jetzt besonders sorgfältig die neuen
Risiken beobachten und daher eher zurück-
haltend sind, wird erst die Zukunft zeigen.
Sicher ist, dass DVB-T als Thema des Mark-
tes und der Medienpolitik noch eine Weile
oben auf der Agenda stehen dürfte. �
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Zusammenfassung: DVB-
T - Digital Video Broadca-
sting-Terrestrial - ist ein
zentrales Thema der
deutschen Medienpolitik.
Die Befürworter sehen in
ihm einen kostengünsti-
gen zusätzlichen Verbrei-
tungsweg - die Gegner
halten es für eine Fehlin-
vestition, die investitions-
hemmend wirkt, den
Wettbewerb mit unzuläs-
sigen staatlichen Beihilfen
verzerrt und im Ergebnis
die Konzentration fördert,
nicht die Vielfalt. Proble-
matisch sind die sehr
hohen Kosten, die be-
grenzte Kapazität und die
Bindung der DVB-T Lizenz
an einen must-carry
Status für analoge
Verbreitung im Kabel. Das
stellt für kleinere Sender
eine erhebliche zusätzliche
Marktzugangsbarriere
dar und kann im Ergebnis
zu einer Verschärfung der
Konzentration bei den
beiden großen Sender-
gruppen führen. Die Frage
der staatlichen Beihilfen
wird derzeit von der EU-
Kommission in einem
förmlichen Verfahren
geprüft. Schon jetzt ist
klar, dass DVB-T nicht
flächendeckend eingeführt
wird, sondern nur in
Ballungsräumen.
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Résumé: L'accord MEDIA
entre la Suisse et l'UE
devrait offrir à l'industrie
cinématographique suisse
l'accès inconditionnel tant
désiré au programme
MEDIA de l'Union euro-
péenne. Cela promet des
avantages, en particulier
pour les entreprises de pro-
duction de taille moyenne
en Suisse qui peuvent réali-
ser et exploiter leurs films
en coproduction sur le
plan international. Reste
toutefois ouverte la ques-
tion de savoir si les nom-
breuses petites entités de
production suisses seront
en mesure de maîtriser les
importantes formalités
administratives exigées par
l'accord MEDIA. Des incon-
vénients sont à craindre
pour la location de petits
films européens qui ont
profité jusqu'ici de mesures
de remplacement de l'Of-
fice fédéral de la culture,
lesquelles seront rempla-
cées par l'accord MEDIA.
MEDIA exige des contrats
de location pour six ou
sept pays membres de l'UE,
une exigence que ces films
ne pourront guère remplir.
Comme ces films contri-
buent de manière impor-
tante à la pluralité de
l'offre dans les cinémas
suisses, des mesures d'ac-
compagnement s'imposent
si on veut continuer à assu-
rer leur présence. 

Mit Bundesbeschluss vom 17. Dezember
2004 hat die Bundesversammlung das ME-
DIA-Abkommen zwischen der Schweiz und
der EG (MEDIA-Abkommen) genehmigt
und es aus zwei Gründen dem fakultativen
Referendum unterstellt: Erstens, weil es
wichtige rechtsetzende Bestimmungen ent-
hält - gemäss Art. 7 und Anhang IV des Ab-
kommens unterstehen Schweizer Teilneh-
mende am EG-MEDIA-Programm der Fi-
nanzkontrolle durch die Europäische Kom-
mission. Zweitens, weil es die Anpassung
des Bundesgesetzes über Radio- und Fernse-
hen nach sich zieht - die SRG und andere
Veranstalter von nationalen und für die
Sprachregionen bestimmten Fernsehpro-
grammen werden zur Einhaltung von Quo-
ten für europäische Werke verpflichtet. Die
Referendumsfrist läuft am 31. März 2005
ab. Das MEDIA-Abkommen wird voraus-
sichtlich am 1. Januar 2006 in Kraft treten,
da ein Referendum dagegen unwahr-
scheinlich ist und es auch durch ein allfäl-
liges Scheitern eines der anderen Teilab-
kommen der Bilateralen II in einer Volks-
abstimmung nicht tangiert würde.

Zugang zum MEDIA-Programm der EG

Das MEDIA-Abkommen wird dem Schwei-
zer Filmschaffen den uneingeschränkten
Zutritt zum MEDIA-Programm der EG öff-
nen. Das MEDIA-Programm entstand 1988
zunächst als Pilotprojekt, das sich aus 19
verschiedenen und über ganz Europa ver-
streuten Einzelinitiativen zusammensetzte.
Unter dem Namen MEDIA I lief es dann
definitiv von 1991 bis 1995. Die Schweiz
wurde am 1. Juli 1992 als erstes aussereu-
ropäisches Land Mitglied von MEDIA I,
schied aber nach dem EWR-Nein vom 6.
Dezember 1992 wieder aus. Die Schweiz
bedauerte das Ausscheiden nicht nur, weil
sie zuvor Nettobezügerin war, sondern

auch, weil sie danach Schikanen zu gewär-
tigen hatte. Diese gingen soweit, dass
Schweizerinnen und Schweizern verwehrt
wurde, an Ausbildungsgängen teilzuneh-
men, die in irgendeiner Weise von MEDIA
finanziert wurden. Die finanziellen Ersatz-
massnahmen, mit denen das Bundesamt
für Kultur eine Isolierung der Schweizer
Filmwirtschaft zu verhindern versuchte,
vermochten die Teilnahme am MEDIA-
Programm in keiner Weise zu ersetzen.

Von MEDIA I zu MEDIA Plus

Als Folge einer Kritik des EG-Rechnungsho-
fes an MEDIA I, dass die dezentrale Verwal-
tung ineffizient und die Kontrollmöglich-
keiten der Europäischen Kommission un-
genügend seien, wurde das Nachfolgepro-
gramm MEDIA II (Laufzeit: 1996-2000) auf
die drei Kernbereiche Projektentwicklung,
Vertrieb und Weiterbildung konzentriert.
Die Verwaltung wurde in Brüssel zentrali-
siert und die Entscheidzuständigkeit der
Kommission geklärt. MEDIA II führte auch
zu einer Stärkung der wirtschaftlichen
Aspekte der Filmherstellung. Die Strategie
von MEDIA II bestand darin, zu Gunsten
einer gegenüber Hollywood konkurrenz-
fähigen europäischen Filmindustrie ökono-
mische Energien zu bündeln.

MEDIA II wurde 2001 von MEDIA Plus und
MEDIA-Fortbildung abgelöst. Die dritte
MEDIA-Generation ist mit 513 Mio. Euro
dotiert und läuft bis Ende 2006. Nicht
geändert wurde die Grundausrichtung auf
die drei Förderbereiche Projektentwick-
lung, Vertrieb und Weiterbildung. Hinzu
kam eine Promotionsförderung, welche die
Präsenz von unabhängigen europäischen
Vertriebs- und Produktionsunternehmen
an internationalen Märkten, Messen und
Festivals durch finanzielle Zuschüsse zu er-

MEDIA-Abkommen: Hoffnungen
und Befürchtungen der Filmbranche
Christoph Beat Graber
Professor für Kommunikations- und Kulturrecht an der Universität Luzern, Bern
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Zusammenfassung: 
Das MEDIA-Abkommen
zwischen der Schweiz 
und der EG soll dem
Schweizer Filmschaffen
den lang ersehnten unein-
geschränkten Zugang
zum MEDIA-Programm
der EG öffnen. Vorteile
verspricht dies insbeson-
dere für mittlere Produk-
tionsunternehmen in der
Schweiz, die ihre Filme
international als Kopro-
duktionen realisieren und
auswerten können. Offen
ist hingegen, ob die vielen
kleinen und kleinsten
Schweizer Produzentinnen
den erheblichen admini-
strativen Aufwand werden
bewältigen können, den
MEDIA verlangt. Nachtei-
le werden für den Verleih
kleiner europäischer Filme
befürchtet, die bislang
von den nun durch das
MEDIA-Abkommen abge-
lösten Ersatzmassnahmen
des BAK profitierten.
MEDIA verlangt Verleih-
verträge für 6-7 EU-Mit-
gliedstaaten, eine Anfor-
derung, welche diese
Filme kaum werden er-
füllen können. Weil diese
Filme einen wichtigen
Beitrag zur Angebotsviel-
falt im Schweizer Kino
leisten, sind flankierende
Massnahmen geboten,
um ihre Präsenz weiter zu
sichern.

leichtern bezweckt. Verstärkt wurden das
Prinzip der Komplementarität zwischen
Gemeinschaftshilfe und einzelstaatlicher
Förderung: MEDIA verzichtet im Sinne ei-
ner Aufgabenteilung in der europäischen
Filmpolitik auf die Förderung der eigentli-
chen Filmherstellung; d.h. die Arbeiten
vom ersten bis zum letzten Drehtag unter-
stehen der Förderung durch die Einzelstaa-
ten und den Eurimages-Fonds des Europa-
rats. Bei der Distributions- bzw. der Weiter-
bildungsförderung wurde der Gedanke der
Grenzüberschreitung beim Austausch von
Filmen bzw. Teilnehmenden in Europa ver-
stärkt. Als wichtige Neuerung öffnete sich
die dritte MEDIA-Generation nicht nur den
Mittel- und Osteuropäischen Ländern, son-
dern - unter der Voraussetzung eines bila-
teralen Vertrags - auch jenen Staaten, die
Unterzeichner des Übereinkommens des
Europarats über das grenzüberschreitende
Fernsehen (EÜGF) sind. Weil die Schweiz
Vertragsstaat des EÜGF ist, war damit die
rechtliche Voraussetzung zur Aufnahme
von Verhandlungen über ihren Wiederbei-
tritt zu MEDIA geschaffen.

Hoffnungen der Schweizer Filmbranche

Vom Zugang zu MEDIA Plus profitieren er-
stens Filmproduzentinnen in der Schweiz,
die an internationalen Koproduktionen
mit Schweizer Regie mehrheitsbeteiligt
sind. Diese können sich im Rahmen der
Projektentwicklungsförderung inskünftig
um Beiträge für die Entwicklung von Dreh-
büchern, die Erstellung von Budgets und
Produktionsplänen, den Erwerb von Urhe-
berrechten, das Casting und die Auswahl
von technischen Equipen sowie die Pla-
nung von Marketing- und Vertriebsstrate-
gien bewerben. 

Zweitens erhoffen sich auch Filmverleiher
Vorteile von MEDIA Plus, die europäische
Filme in der Schweiz verleihen. Gefördert
wird in diesem Rahmen der Verleih nicht-
nationaler europäischer Kinospielfilme,
Animationsfilme und Dokumentarfilme
ausserhalb des Ursprungslands in Europa
und weltweit. MEDIA Plus unterscheidet
hier zwischen automatischer und selektiver
Verleihförderung: Bei der automatischen
Verleihförderung bildet die Anzahl der ver-
kauften Kinobillets die Grundlage zur Er-
mittlung der Referenzgelder; bei der selek-
tiven Verleihförderung werden die Mittel

nach einem Punktesystem vergeben, das
auf Faktoren wie z.B. Anzahl Verleiher, Pro-
duktionsland, Budget, Genre etc. abstellt.
Beim Abschluss von Pre-Sales-Verträgen im
Ausland profitieren indirekt auch Schweizer
Filmproduzentinnen von der Distributions-
förderung, weil sie den Verleih von Schwei-
zer Filmen in der EU attraktiver macht.

Drittens öffnet MEDIA-Fortbildung Schwei-
zer Filmschaffenden den diskriminierungs-
freien Zugang zu allen audiovisuellen Wei-
terbildungsangeboten im EU-Raum. Zu-
dem können sich Schweizer Ausbildungs-
stätten um Gelder bewerben für grenzüber-
schreitend angebotene Kurse z.B. in den
Bereichen digitale Produktionstechniken,
Drehbuchgestaltung, juristische Fragen des
Vertriebs oder Finanzierung von Film- und
Fernsehproduktionen.

Nutzen und Kosten

Weil das MEDIA-Abkommen Schweizer Ko-
produktionen auf den Stufen Projektent-
wicklung, Vertrieb und Promotion solchen
aus EU-Mitgliedstaaten gleichstellt, sollte
es die Schweiz als Koproduktionsland at-
traktiver machen. Als grösster Vorteil des
Abkommens sind jedoch die Impulse zu
werten, welche das Schweizer Filmschaffen
daraus erhalten wird, dass es nun nach
gleichen Regeln wie seine europäische
Konkurrenz im Wettbewerb steht. Der Ge-
samtnutzen ist höher zu bewerten als die
rund 7,3 Mio. CHF, die das MEDIA-Ab-
kommmen die Schweiz zusätzlich kostet.
Der Betrag setzt sich zusammen aus rund
6.3 Mio CHF, die der EG für die Teilnahme
am MEDIA-Programm zu bezahlen sind,
und internen Kosten von rund 1 Mio. CHF,
welche durch die hälftige Übernahme der
Kosten des MEDIA-Desks anfallen (die an-
dere bezahlt die EG). Das MEDIA-Desk wird
Schweizer Filmschaffende beraten, die sich
um MEDIA-Fördermittel bewerben.

Befürchtungen

Das MEDIA-Abkommen könnte zu einer
Strukturbereinigung in der Schweizer Pro-
duktionslandschaft führen. Die Stärkung
der europäischen KMUs ist zwar eine Prio-
rität von MEDIA. Indessen ist festzustellen,
dass das Programm die organisatorischen
und administrativen Kapazitäten einiger
kleiner und kleinster Produktionsunter-
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Neue EU-Strategie zur Informa-
tionsgesellschaft

In der Mitteilung «Herausforderungen für die europäische
Informationsgesellschaft ab 2005» (KOM [2004] 757 endg.)
erläutert die EU-Kommission, welchen Herausforderungen
sich eine europäische Strategie der Informationsgesell-
schaft bis 2010 ihrer Ansicht nach stellen muss. Sie hebt
darin hervor, dass Forschung und Investitionen im Bereich
der Informations- und Kommunikationstechnologien
(IKT) verstärkt und die Nutzung der IKT in der gesamten
Wirtschaft gefördert werden müssen. Die IKT sollten an die
Bedürfnisse und Erwartungen der Bürger angepasst werden,
damit sich letztere leichter an sozial erfüllenden und kul-
turell kreativen virtuellen Gemeinschaften beteiligen kön-
nen. Zu den Herausforderungen zählen soziale Integration
und Bürgerbeteiligung, Inhalt und Dienste, öffentliche
Dienste, Qualifikationen und Beschäftigung, IKT als wich-
tiger Wirtschaftszweig, Interoperabilität der IKT-Netze und
Anwendungen, Vertrauen und Zuverlässigkeit sowie IKT
für Geschäftsprozesse. Diese Mitteilung ist Ausgangspunkt
eines Reflexionsprozesses, der 2005 zur Festlegung einer
neuen Strategie führen soll.

In dieser Mitteilung wird für eine breitere Nutzung der In-
formations- und Kommunikationstechnologien plädiert,
insbesondere dafür, die IKT besser auf die Bedürfnisse und
Erwartungen der Bürger abzustimmen. Es werden einige der
wichtigsten politischen Schlüsselfragen angesprochen, vor
denen die EU in den letzten fünf Jahren der «Lissabonner
Strategie» steht. Wichtigste wirtschaftliche Herausforde-
rung ist das Anzapfen des Potenzials für eine Steigerung der
Wettbewerbsfähigkeit und des Wachstums, die die EU mit
Hilfe der IKT erreichen kann. Eine verbreitetere Nutzung
der IKT erfordert auch anhaltende und höhere Investitio-
nen in Forschung und Entwicklung. Zu den weiteren Her-
ausforderungen zählen eine stärkere Verdeutlichung der po-
sitiven Auswirkungen der IKT und der Informationsgesell-
schaft überhaupt, um Ängste vor den neuen Technologien
abzubauen und Bedenken über eine Vertiefung der digitalen
Kluft zwischen denjenigen mit Zugang zu den IKT und den
für ihre sinnvolle Nutzung nötigen Kenntnissen und denen
ohne diesen Zugang oder diese Kenntnisse zu zerstreuen.

Relevante Themen für die Entwicklung einer stimmigen
und zukunftsgerichteten europäischen Politik für die Infor-
mationsgesellschaft ab 2005 sind digitale Integration und
Bürgerbeteiligung, Inhalt und Dienste, öffentliche Dienste,
Qualifikationen und Beschäftigung, IKT als wichtiger Wirt-
schaftszweig, Interoperabilität, Vertrauen und Zuverlässig-
keit sowie IKT für Geschäftsprozesse. �
http://europa.eu.int/information_society/eeurope/2005/index_en.htm 
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nehmen in der Schweiz überfordern dürf-
te. Zum einen priorisiert das Programm
die Paketförderung (gleichzeitige Eingabe
von 3-10 Projekten), zum andern verursa-
chen Projekteingaben einen sehr grossen
administrativen Aufwand (50 Seiten für ei-
nen einzelnen Film).

Zu befürchten ist ferner, dass sich MEDIA
negativ auf Schweizer Arthouse-Verleihfir-
men auswirkt. Diese werden inskünftig
nachweisen müssen, dass der Film, für den
sie Mittel der MEDIA-Verleihförderung be-
antragen, in mindestens 6 - 7 EU-Ver-
leihländern ausserhalb seines Ursprungs-
landes verliehen wird. Diese hohe Schwel-
le wird dazu führen, dass kleine spannen-
de europäische Filme, die bis anhin - dank
der Verleihförderung im Rahmen der nun
auslaufenden MEDIA-Ersatzmassnahmen
des Bundes - auf Schweizer Leinwänden
stark vertreten waren, von der MEDIA-
Verleihförderung ausgeschlossen werden.

Weil diese Filme einen wichtigen Beitrag
zur grossen Angebotsvielfalt in den
Schweizer Kinos leisten, ist der Bund auf-
gerufen, die weitere Präsenz dieser Filme
im Schweizer Kinoangebot mit flankieren-
den Massnahmen zu sichern.

MEDIA 2007

Weil das laufende MEDIA-Programm am
31. Dezember 2006 endet, muss die
Schweiz die Teilnahme am Folgepro-
gramm (2007-2013) erneut aushandeln.
Nach dem Vorschlag der Kommission
wird sich MEDIA 2007 weiterhin auf die
Prä- und die Postproduktionsphasen kon-
zentrieren. Trotz Kritik aus der Branche an
der Effizienz des Eurimages-Programmes
wird die Produktionsförderung weiterhin
nicht Gegenstand von MEDIA sein. ME-
DIA 2007 wird für die Laufzeit von 7 Jah-
ren mit über 1 Mia. Euro dotiert sein. �


